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Große Sorgen um die Sicherheit
NECKARWESTHEIM 2500 Einwendungen gegen Rückbau von GKNI zu zahlreichen Aspekten

� Dampferzeuger: Den Dampferzeuger
des Kernkraftwerks Obrigheim hat die EnBW
von einer externen Firma in Greifswald zerle-
gen lassen. Ein ähnliches Vorgehen für GKN I
lehnen die Atomkraftgegner ab. Diese sei vor
Ort zu erlegen und als radioaktiver Abfall zwi-
schenzulagern.
� Finanzierung: Für den Rückbau ihrer Re-
aktoren hat die EnBW Rückstellungen in
Höhe von knapp acht Milliarden Euro gebil-
det. Einwender fordern, dieses Geld in einen
staatlich kontrollierten Fonds zu überführen.
Zudem bezweifeln sie, dass das Geld aus-
reicht.
� Umweltverträglichkeitsprüfung: Kriti-
siert wird, dass in der Umweltverträglich-
keitsprüfung die alternativen Konzepte, also
sofortiger Rückbau oder sicherer Einschluss,
nicht gegeneinander abgewogen worden sei-
en. Deshalb müsse eine neue Untersuchung
vorgelegt werden.

Was passiert nun mit den 2500 Einwendun-
gen? Entscheidungen sind beim Erörterungs-
termin in Neckarwestheim nicht gefallen.
Dieser dient der Ermittlung von Sachverhal-
ten und Fakten. „Die fachliche und rechtliche
Prüfung und Bewertung schließen sich an
und werden noch geraume Zeit in Anspruch
nehmen“, erklärte Versammlungsleiter Nie-
haus. Mit einer Entscheidung über den
EnBW-Antrag sei frühestens Mitte 2016 zu
rechnen.

� Abgabewerte: Die EnBW hat für den
Rückbau Abgabewerte über Luft und Wasser
beantragt, die zum Teil niedriger sind, als es
die Genehmigungen für den Betrieb der Reak-
toren vorsehen. Aber in der Realität wurden
diese nicht ansatzweise erreicht. Es wäre also
theoretisch möglich, dass vom Rückbau eine
höhere Belastung ausgeht als vom Betrieb.
Das kritisieren die Atomkraftgegner unisono.
„Die Werte sind deutlich niedriger anzuset-

zen“, schreibt etwa die AG in ihrer Einwen-
dung. Die EnBW hält dagegen, dass die Vor-
gaben der Strahlenschutzverordnung einge-
halten würden.
� Störfälle: Insgesamt halten die Kernkraft-
gegner die Störfallanalyse für unzureichend.
Diese untersucht, welche Gefahren bei Unfäl-
len drohen. Mögliche Auswirkungen von
Störfällen in GKN II auf den älteren Meiler sei-
en nicht ausreichend betrachtet worden. Zu-
dem, so die AG Atomerbe, müssten die Fol-
gen von Flugzeugabstürzen mit einbezogen
werden.

im Zwischenlager sind“, sagte Franz Pöter
vom BUND-Landesverband. Probleme mit
defekten Elementen oder fehlenden Castor-
behältern gebe es nicht, sagte Dr. Manfred
Möller, Leiter des Bereichs „Genehmigung
und Aufsicht“ der EnBW Kernkraft GmbH.
� Freigabeverfahren: Eine Vielzahl an Wi-
dersprüchen sind gegen das vorgesehene
Freigabeverfahren eingegangen. Es sieht vor,
dass Material, das nur noch sehr geringfügig
strahlt, entsorgt werden kann. „Eine uneinge-
schränkte Freigabe darf nur erfolgen, wenn
nachgewiesen ist, dass diese Materialien
nicht radioaktiv kontaminiert oder aktiviert
sind“, fordert die AG Atomerbe. Eine unkon-
trollierte Ausbreitung radioaktiver Stoffe sei
zu verhindern. Herbert Würth, Sprecher der
AG, hält es für sinnvoller, das Material zwi-
schenzulagern. Die EnBW verweist auf einzu-
haltende Grenzwerte. Zudem würden externe
Gutachter die Messungen kontrollieren.
� Strahlenschutz: Die Atomkraftgegner be-
harren darauf, dass beim Rückbau nicht nur
Grenzwerte in Sachen Strahlenbelastung ein-
geladen werden, sondern konsequent das Mi-
nimierungs-Prinzip Anwendung findet. Im
Klartext: Die Belastung der Menschen soll so
gering wie möglich ausfallen. Harry Block
vom BUND: „Die Grenzwerte sind zu hoch.“
Er betonte, dass die Gefahr der Niedrigstrah-
lung, die von Partikeln, die der Körper aufge-
nommen hat, unterschätzt werde.

Von unserem Redakteur Reto Bosch

D ie 2500 Einwendungen gegen die Ab-
baupläne von GKN I greifen ganz un-
terschiedliche Themen auf. Formale

Erwägungen wie die Qualität der Antragsun-
terlagen der EnBW spielen genauso eine Rol-
le wie Sicherheitsaspekte. Das Umweltminis-
terium wird die Anregungen, Kritikpunkte
und Stellungnahmen in die Genehmigungs-
entscheidung einfließen lassen. Das versi-
cherte Gerrit Niehaus, Leiter der Atomauf-
sicht, beim zweitägigen Erörterungstermin,
der gestern zu Ende gegangen ist.

Viele Einwendungen dokumentieren, dass
sich die Atomkraftgegner gründlich mit dem
Antrag der EnBW auseinandergesetzt haben.
Sie bemängeln allerdings, dass die Unterla-
gen nicht ausreichend seien. Niehaus verwies
darauf, dass die Dokumente eingesehen wer-
den können, die zum jetzigen Stand des Ver-
fahrens schon vorliegen. Die Arbeitsgemein-
schaft Atomerbe Neckarwestheim (AG) und
der Landesverband des Bundes für Natur-
schutz (BUND) beispielsweise haben eine
Vielzahl an Kritikpunkten angeführt, die zahl-
reiche Bereiche abdecken.
� Abbaufolge: Die EnBW schließt derzeit
nicht aus, dass mit dem Rückbau begonnen
wird, auch wenn noch Brennelemente im
Kraftwerk lagern. „Wir fordern, dass die Ar-
beiten erst starten, wenn die Brennelemente

Das 1976 in Betrieb gegangene Atomkraftwerk GKNI (rechte Kuppel) produziert seit dem Ausstiegsbeschluss 2011 keinen Strom mehr. Die Planungen für den Abbau laufen. Fotos: Andreas Veigel

„Die fachliche und rechtliche Prüfung
und Bewertung schließen sich an und
werden noch geraume Zeit in Anspruch
nehmen.“
Gerrit Niehaus

Farce unter Ausschluss der Öffentlichkeit
Am zweiten Erörterungstag bleiben die Tische der Einwender fast ganz leer – Veranstaltung verliert so ihren Sinn

tisch korrekt führen. Mit regelmäßigen Aus-
sagen in Richtung EnBW, dass deren Mitar-
beiter zwar antworten dürfen, aber nicht müs-
sen, lockert er ihnen auch nicht gerade die
Zunge. Konkrete Nachfragen an den Energie-
versorger von ihm sind selten.

Gesetz Die atomrechtliche Verfahrensord-
nung sieht vor, dass Erörterungen unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit abzuhalten sind.
Dafür trägt das Ministerium keine Verantwor-
tung, es ist an Recht und Gesetz gebunden.
Immerhin lässt es Journalisten zu. Doch wa-
rum muss eine solche Diskussion hinter ver-
schlossenen Türen stattfinden? Warum dür-
fen interessierte Bürger, die selbst keine Ein-
wendungen eingereicht haben, nicht zuhö-
ren? Ein Systemfehler in Zeiten allgegenwär-
tiger Transparenz-Forderungen.

Was sich schon seit einiger Zeit zeigt, der
Riss zwischen den Atomkraftgegnern und
Umweltminister Franz Untersteller (Grüne)
wird tiefer. Der sieht sich sogar genötigt, per
Brief an die ehemaligen Mitstreiter zu appel-
lieren, an der Erörterung teilzunehmen. Die
AG Atomerbe Neckarwestheim nutzt jede
Möglichkeit, um Attacken gegen Untersteller
zu reiten. Zum Beispiel indem die AG andeu-
tet, dass ihre Einwendungen weniger Gewicht
bekämen, weil sie der Erörterung fernblei-
ben. Das ist rechtlich haltlos.

Standorts geht. Die Fragesteller müssen das
Gefühl haben, an einer Mauer abzuprallen.
Und wenn der Energieversorger antwortet,
werden zuweilen Schriftsätze oder Gesetzes-
texte vorgelesen, die manchmal haarscharf
an der Frage vorbeigehen oder nur schwer
verständlich sind. Für das Umweltministeri-
um hat Gerrit Niehaus die Versammlungslei-
tung übernommen. Der Chef der Atomauf-
sicht mag die Erörterung formal und juris-

über so manche Aussage auf der Bühne, das
ist der falsche Weg.

Hauptgrund für Blocks nachvollziehbare
Kritik ist das Verhalten der EnBW. Immer wie-
der verweisen deren Vertreter auf das ge-
trennte Genehmigungsverfahren für Rest-
stoffbearbeitungszentrum und Standortab-
falllager, geben keine Informationen. Und das
ist manchmal durchaus von Bedeutung, vor
allem, wenn es um die Gesamtschau des

Analyse
Von unserem Redakteur Reto Bosch

NECKARWESTHEIM Tag 1: Wenigstens eine klei-
ne Gruppe von Atomkraftgegnern trägt beim
GKN-Erörterungstermin Sorgen und Forde-
rungen vor, hakt beim Betreiber EnBW nach.
Tag 2: Von den Einwendern – insgesamt gibt
es rund 1500 – ist gar niemand mehr da, der
relevante Aussagen treffen oder Fragen stel-
len kann. Aus einem im Grundsatz richtigen
Ansatz zur Bürgerbeteiligung ist eine Farce
geworden. Und das haben alle Beteiligten zu
verantworten.

Boykott Schon im Vorfeld erklären einige
Bürgerinitiativen, dass sie die offizielle Erör-
terung in der Reblandhalle boykottieren. Sie
kritisieren das gesamte Verfahren (wir be-
richteten mehrfach). Dennoch hätte ihre
Kompetenz der Diskussion in der Halle gut
getan. Die Atomkraftgegner verpassen die
Chance, machtvoll ihre Interessen zu vertre-
ten. Und als am zweiten Tag auch das verblie-
bene Häuflein aktiver Streiter nicht mehr an
den Tischen Platz nimmt, verliert die Veran-
staltung vollends ihren Sinn. BUND-Streiter
Harry Block spricht gar vom „schlimmsten
Erörterungstermin“, den er je erlebt habe.
Trotzdem: Bei allem verständlichen Ärger

Viele leere Stühle: Die Diskussion über die Stellungnahmen, Kritikpunkte und Forderungen der Atomkraft-
gegner findet in einer nahezu leeren Halle statt.

Im
Blick-
punkt
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Donnerstag,
18. Juni 201524 REGION

Große Sorgen um die Sicherheit
NECKARWESTHEIM 2500 Einwendungen gegen Rückbau von GKNI zu zahlreichen Aspekten

� Dampferzeuger: Den Dampferzeuger
des Kernkraftwerks Obrigheim hat die EnBW
von einer externen Firma in Greifswald zerle-
gen lassen. Ein ähnliches Vorgehen für GKN I
lehnen die Atomkraftgegner ab. Diese sei vor
Ort zu erlegen und als radioaktiver Abfall zwi-
schenzulagern.
� Finanzierung: Für den Rückbau ihrer Re-
aktoren hat die EnBW Rückstellungen in
Höhe von knapp acht Milliarden Euro gebil-
det. Einwender fordern, dieses Geld in einen
staatlich kontrollierten Fonds zu überführen.
Zudem bezweifeln sie, dass das Geld aus-
reicht.
� Umweltverträglichkeitsprüfung: Kriti-
siert wird, dass in der Umweltverträglich-
keitsprüfung die alternativen Konzepte, also
sofortiger Rückbau oder sicherer Einschluss,
nicht gegeneinander abgewogen worden sei-
en. Deshalb müsse eine neue Untersuchung
vorgelegt werden.

Was passiert nun mit den 2500 Einwendun-
gen? Entscheidungen sind beim Erörterungs-
termin in Neckarwestheim nicht gefallen.
Dieser dient der Ermittlung von Sachverhal-
ten und Fakten. „Die fachliche und rechtliche
Prüfung und Bewertung schließen sich an
und werden noch geraume Zeit in Anspruch
nehmen“, erklärte Versammlungsleiter Nie-
haus. Mit einer Entscheidung über den
EnBW-Antrag sei frühestens Mitte 2016 zu
rechnen.

� Abgabewerte: Die EnBW hat für den
Rückbau Abgabewerte über Luft und Wasser
beantragt, die zum Teil niedriger sind, als es
die Genehmigungen für den Betrieb der Reak-
toren vorsehen. Aber in der Realität wurden
diese nicht ansatzweise erreicht. Es wäre also
theoretisch möglich, dass vom Rückbau eine
höhere Belastung ausgeht als vom Betrieb.
Das kritisieren die Atomkraftgegner unisono.
„Die Werte sind deutlich niedriger anzuset-

zen“, schreibt etwa die AG in ihrer Einwen-
dung. Die EnBW hält dagegen, dass die Vor-
gaben der Strahlenschutzverordnung einge-
halten würden.
� Störfälle: Insgesamt halten die Kernkraft-
gegner die Störfallanalyse für unzureichend.
Diese untersucht, welche Gefahren bei Unfäl-
len drohen. Mögliche Auswirkungen von
Störfällen in GKN II auf den älteren Meiler sei-
en nicht ausreichend betrachtet worden. Zu-
dem, so die AG Atomerbe, müssten die Fol-
gen von Flugzeugabstürzen mit einbezogen
werden.

im Zwischenlager sind“, sagte Franz Pöter
vom BUND-Landesverband. Probleme mit
defekten Elementen oder fehlenden Castor-
behältern gebe es nicht, sagte Dr. Manfred
Möller, Leiter des Bereichs „Genehmigung
und Aufsicht“ der EnBW Kernkraft GmbH.
� Freigabeverfahren: Eine Vielzahl an Wi-
dersprüchen sind gegen das vorgesehene
Freigabeverfahren eingegangen. Es sieht vor,
dass Material, das nur noch sehr geringfügig
strahlt, entsorgt werden kann. „Eine uneinge-
schränkte Freigabe darf nur erfolgen, wenn
nachgewiesen ist, dass diese Materialien
nicht radioaktiv kontaminiert oder aktiviert
sind“, fordert die AG Atomerbe. Eine unkon-
trollierte Ausbreitung radioaktiver Stoffe sei
zu verhindern. Herbert Würth, Sprecher der
AG, hält es für sinnvoller, das Material zwi-
schenzulagern. Die EnBW verweist auf einzu-
haltende Grenzwerte. Zudem würden externe
Gutachter die Messungen kontrollieren.
� Strahlenschutz: Die Atomkraftgegner be-
harren darauf, dass beim Rückbau nicht nur
Grenzwerte in Sachen Strahlenbelastung ein-
geladen werden, sondern konsequent das Mi-
nimierungs-Prinzip Anwendung findet. Im
Klartext: Die Belastung der Menschen soll so
gering wie möglich ausfallen. Harry Block
vom BUND: „Die Grenzwerte sind zu hoch.“
Er betonte, dass die Gefahr der Niedrigstrah-
lung, die von Partikeln, die der Körper aufge-
nommen hat, unterschätzt werde.

Von unserem Redakteur Reto Bosch

D ie 2500 Einwendungen gegen die Ab-
baupläne von GKN I greifen ganz un-
terschiedliche Themen auf. Formale

Erwägungen wie die Qualität der Antragsun-
terlagen der EnBW spielen genauso eine Rol-
le wie Sicherheitsaspekte. Das Umweltminis-
terium wird die Anregungen, Kritikpunkte
und Stellungnahmen in die Genehmigungs-
entscheidung einfließen lassen. Das versi-
cherte Gerrit Niehaus, Leiter der Atomauf-
sicht, beim zweitägigen Erörterungstermin,
der gestern zu Ende gegangen ist.

Viele Einwendungen dokumentieren, dass
sich die Atomkraftgegner gründlich mit dem
Antrag der EnBW auseinandergesetzt haben.
Sie bemängeln allerdings, dass die Unterla-
gen nicht ausreichend seien. Niehaus verwies
darauf, dass die Dokumente eingesehen wer-
den können, die zum jetzigen Stand des Ver-
fahrens schon vorliegen. Die Arbeitsgemein-
schaft Atomerbe Neckarwestheim (AG) und
der Landesverband des Bundes für Natur-
schutz (BUND) beispielsweise haben eine
Vielzahl an Kritikpunkten angeführt, die zahl-
reiche Bereiche abdecken.
� Abbaufolge: Die EnBW schließt derzeit
nicht aus, dass mit dem Rückbau begonnen
wird, auch wenn noch Brennelemente im
Kraftwerk lagern. „Wir fordern, dass die Ar-
beiten erst starten, wenn die Brennelemente

Das 1976 in Betrieb gegangene Atomkraftwerk GKNI (rechte Kuppel) produziert seit dem Ausstiegsbeschluss 2011 keinen Strom mehr. Die Planungen für den Abbau laufen. Fotos: Andreas Veigel

„Die fachliche und rechtliche Prüfung
und Bewertung schließen sich an und
werden noch geraume Zeit in Anspruch
nehmen.“
Gerrit Niehaus

Farce unter Ausschluss der Öffentlichkeit
Am zweiten Erörterungstag bleiben die Tische der Einwender fast ganz leer – Veranstaltung verliert so ihren Sinn

tisch korrekt führen. Mit regelmäßigen Aus-
sagen in Richtung EnBW, dass deren Mitar-
beiter zwar antworten dürfen, aber nicht müs-
sen, lockert er ihnen auch nicht gerade die
Zunge. Konkrete Nachfragen an den Energie-
versorger von ihm sind selten.

Gesetz Die atomrechtliche Verfahrensord-
nung sieht vor, dass Erörterungen unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit abzuhalten sind.
Dafür trägt das Ministerium keine Verantwor-
tung, es ist an Recht und Gesetz gebunden.
Immerhin lässt es Journalisten zu. Doch wa-
rum muss eine solche Diskussion hinter ver-
schlossenen Türen stattfinden? Warum dür-
fen interessierte Bürger, die selbst keine Ein-
wendungen eingereicht haben, nicht zuhö-
ren? Ein Systemfehler in Zeiten allgegenwär-
tiger Transparenz-Forderungen.

Was sich schon seit einiger Zeit zeigt, der
Riss zwischen den Atomkraftgegnern und
Umweltminister Franz Untersteller (Grüne)
wird tiefer. Der sieht sich sogar genötigt, per
Brief an die ehemaligen Mitstreiter zu appel-
lieren, an der Erörterung teilzunehmen. Die
AG Atomerbe Neckarwestheim nutzt jede
Möglichkeit, um Attacken gegen Untersteller
zu reiten. Zum Beispiel indem die AG andeu-
tet, dass ihre Einwendungen weniger Gewicht
bekämen, weil sie der Erörterung fernblei-
ben. Das ist rechtlich haltlos.

Standorts geht. Die Fragesteller müssen das
Gefühl haben, an einer Mauer abzuprallen.
Und wenn der Energieversorger antwortet,
werden zuweilen Schriftsätze oder Gesetzes-
texte vorgelesen, die manchmal haarscharf
an der Frage vorbeigehen oder nur schwer
verständlich sind. Für das Umweltministeri-
um hat Gerrit Niehaus die Versammlungslei-
tung übernommen. Der Chef der Atomauf-
sicht mag die Erörterung formal und juris-

über so manche Aussage auf der Bühne, das
ist der falsche Weg.

Hauptgrund für Blocks nachvollziehbare
Kritik ist das Verhalten der EnBW. Immer wie-
der verweisen deren Vertreter auf das ge-
trennte Genehmigungsverfahren für Rest-
stoffbearbeitungszentrum und Standortab-
falllager, geben keine Informationen. Und das
ist manchmal durchaus von Bedeutung, vor
allem, wenn es um die Gesamtschau des

Analyse
Von unserem Redakteur Reto Bosch

NECKARWESTHEIM Tag 1: Wenigstens eine klei-
ne Gruppe von Atomkraftgegnern trägt beim
GKN-Erörterungstermin Sorgen und Forde-
rungen vor, hakt beim Betreiber EnBW nach.
Tag 2: Von den Einwendern – insgesamt gibt
es rund 1500 – ist gar niemand mehr da, der
relevante Aussagen treffen oder Fragen stel-
len kann. Aus einem im Grundsatz richtigen
Ansatz zur Bürgerbeteiligung ist eine Farce
geworden. Und das haben alle Beteiligten zu
verantworten.

Boykott Schon im Vorfeld erklären einige
Bürgerinitiativen, dass sie die offizielle Erör-
terung in der Reblandhalle boykottieren. Sie
kritisieren das gesamte Verfahren (wir be-
richteten mehrfach). Dennoch hätte ihre
Kompetenz der Diskussion in der Halle gut
getan. Die Atomkraftgegner verpassen die
Chance, machtvoll ihre Interessen zu vertre-
ten. Und als am zweiten Tag auch das verblie-
bene Häuflein aktiver Streiter nicht mehr an
den Tischen Platz nimmt, verliert die Veran-
staltung vollends ihren Sinn. BUND-Streiter
Harry Block spricht gar vom „schlimmsten
Erörterungstermin“, den er je erlebt habe.
Trotzdem: Bei allem verständlichen Ärger

Viele leere Stühle: Die Diskussion über die Stellungnahmen, Kritikpunkte und Forderungen der Atomkraft-
gegner findet in einer nahezu leeren Halle statt.

Im
Blick-
punkt

Heilbronner Stimme, 18.06.15


